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Beschluss:

Der Rat der Stadt Kdln beschlief3t die Satzung zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevol-
kerung gemalf § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Baugesetzbuch (Baugesetzbuchin der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802) geandert worden ist, fir das in der Anlage 1 gekennzeichnete
Gebiet Milheim Sud-West.

Das von der Sozialen Erhaltungssatzung betroffene Gebiet istin Anlage 1 abgegrenzt und in einem
Ubersichtsplan dargestellt. Der Satzungsbeschluss umfasst die Flurstiicke innerhalb des in der Anla-
ge 1 beigefiigten Ubersichtsplans gestrichelt gekennzeichneten Flache. Der Ubersichtsplan ist Be-
standteil des Satzungsbeschlusses.




HaushaltsmaRige Auswirkungen

X Nein
Auswirkungen auf den Klimaschutz
X Nein

] Ja, positiv (Erlauterung siehe Begriindung)

L] Ja, negativ (Erlauterung siehe Begrindung)

Begrindung

Stadtebauliches Instrument Soziale Erhaltungssatzung gemaR § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB

Der § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB erdffnet den Kommunen die Moglichkeit, zum Erhalt der Zu-
sammensetzung der Wohnbevdlkerung Soziale Erhaltungssatzungen zu beschliel3en. Mit diesem
stadtebaulichen Instrument ist es unter anderem madglich, Einfluss auf die grundsétzliche Erhaltung
des Wohnungsbestandes, der WohnungsgréRen und Nutzungen der Wohnungen als wesentliche
stadtebauliche Voraussetzungen fiur die Erhaltung der im Gebiet vorhandenen Haushalts- und Be-
wohnerstruktur zu nehmen. Aufwertungsprozesse konnen in den Gebieten sozial vertréaglicher und
behutsamer gesteuert werden, um so die Wohnbevélkerung vor Verdrangungsprozessen zu schiit-
zen. Grundsétzlich sind Mietpreissteigerungen in Gebieten mit einer Sozialen Erhaltungssatzung wei-
terhin moglich. Das stadtebauliche Instrument dient nicht dem individuellen Mieterschutz.

Wirkung entfaltet die Soziale Erhaltungssatzung durch den Genehmigungsvorbehalt bei Rickbau,
Anderung und Nutzungsanderung baulicher Anlagen. Dies gilt auch dann, wenn diese nach der Bau-
ordnung des Landes Nordrhein-Westfalen genehmigungsfrei sind. Zur Sicherung der Ziele der Sozia-
len Erhaltungssatzung kann im Geltungsbereich einer Sozialen Erhaltungssatzung zudem das allge-
meine Vorkaufsrecht (8 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BauGB) ausgetbt werden, wenn das Wohl der Allge-
meinheit dies rechtfertigt.

Gebiet Mulheim Siud-West

Die Bezirksvertretung Mulheim hat am 15.06.2020 den Beschluss uber die Aufstellung einer Sozialen
Erhaltungssatzung fir das Gebiet Milheim Sid-West empfohlen (vgl. Vorlagen-Nr. 1524/2020). Der
Stadtentwicklungsausschuss hat am 16.06.2020 den entsprechenden Beschluss gefasst. Mit dem
Aufstellungsbeschluss wurde die Verwaltung beauftragt einen Satzungsbeschluss fir das Gebiet
Mulheim Sid-West zu prifen.

Im Rahmen der vertieften sozialraumlichen Untersuchung zur Uberpriifung der Anwendungsvoraus-
setzungen einer Sozialen Erhaltungssatzung gem. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB fir das Gebiet
Mulheim Sud-West wurde festgestellt, dass der Einsatz des stadtebaulichen Instruments geboten ist
(vgl. Anlage 2). Mit der Durchfihrung der Untersuchung wurde ALP, Institut fir Wohnen und Stadt-
entwicklung, aus Hamburg beauftragt.

Eine Gefahrdung der Zusammensetzung der Wohnbevdlkerung liegt vor, wenn Aufwertungspotenzial,
Verdrangungspotenzial und Verdrangungsdruck nachgewiesen sind und mdégliche negative stadte-
bauliche Folgen zu befiirchten sind. Das Gutachterbiro kommt zu dem Ergebnis, dass die Voraus-
setzungen fir die Festsetzung einer Sozialen Erhaltungssatzung im untersuchten Gebiet Milheim
Sud-West vorliegen.

Erhaltungsziele fir das Gebiet Milheim Std-West sind der Erhalt der Zusammensetzung einer sozial
gemischten  Wohnbevolkerung, Erhaltung der gegenwartigen  Struktur des  (Miet-
)Wohnungsangebotes, insb. im Hinblick auf die vielféltigen Wohnformen fir verschiedene Haushalts -
und Einkommenstypen, sozialvertragliche Umsetzung von Modernisierungsvorhaben im Rahmen der
bauordnungsrechtlichen und energetischen Mindestanforderungen sowie unter Wahrung der Anforde-
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rungen die Herstellung eines zeitgemafen Ausstattungszustands.

Es bestehen daher Steuerungserfordernisse hinsichtlich der Erhaltung des Wohnraumangebotes, der
Regulierung von Modernisierungsmaf3nahmen, der Zweckentfremdung von Wohnraum und des spe-
kulativen Umgangs mit Wohnraum.

Die Ergebnisse der vertieften Untersuchung sind in Anlage 2 dargestellt.

Umsetzung der Satzung:
Genehmigungsvorbehalt fur Riickbau, Anderung oder Nutzungsanderung

Ob die Voraussetzungen fiur die Erhaltungswuirdigkeit im Hinblick auf ein konkretes Vorhaben gege-
ben sind, ist erst im Rahmen der Entscheidung Uber den jeweiligen Antrag zu prifen. Die Erhaltungs-
satzung hat somit einen zweistufigen Ablauf. Anders als ein Bebauungsplan trifft die Erhaltungssat-
zung selbst noch keine rechtsverbindliche Nutzungsregelung fiir das einzelne Grundstick. Mit der
Festsetzung der Satzung fur einen bestimmten r&umlichen Geltungsbereich (Stufe 1) wird die Erhal-
tungswirdigkeit des Gebietes begriindet, eine konkrete Verbindlichkeit fir Vorhaben ergibt sich dar-
aus jedoch noch nicht. Dies bedeutet, dass genehmigungspflichtige Vorhaben grundséatzlich geneh-
migt werden konnen, jedoch bei der Antragstellung einer konkreten Prifung unterzogen werden, um
die von ihnen ausgehende Gefahrdung fir das Erhaltungsziel zu bestimmen (Stufe 2). Die Frage, ob
ein bestimmtes Vorhaben gegen die Erhaltungsziele verstofldt, entscheidet sich erst im Einzelfall bei
der Antragstellung und anschlie3ender konkreter Prifung. In dieser wird das Vorhaben hinsichtlich
der von ihm ausgehenden Gefahrdung entsprechend des Erhaltungsziels/der Erhaltungsziele bewer-
tet, abgewogen und im Ergebnis entweder versagt oder genehmigt. In begriindeten Einzelféllen kann
zur Abwendung einer befurchteten Verdrangungswirkung die Genehmigung unter Aufla-
gen/Bedingungen erteilt werden. Geplante Malinahmen dirfen den vorhandenen Wohnraum nicht
derart verandern, das dieser fur die im Gebiet ansdssige Wohnbevolkerung nicht mehr geeignet ist
bzw. zu deren mal3geblichen Verdrangung fuhren.

Empfehlungen fir den Vollzug der Sozialen Erhaltungssatzung Milheim Sid-West wurden vom Gut-
achterbiro im Rahmen der vertieften sozialraumlichen Untersuchung ausgearbeitet (vgl. Anlage 2,
Seite 114 ff).

Zudem stellen die nachstehenden, nicht abschlieRenden Beispiele einen Orientierungsrahmen fir die
Umsetzung der Satzung dar. Diese basieren auf der gesetzlichen Grundlage des Baugesetzbuchs
und den Erfahrungen der bisherigen Praxis im Satzungsgebiet Severinsviertel und des Aufstellungs-
beschlusses Milheim Sud-West.

Eine erhaltungsrechtliche Genehmigung wird erteilt, wenn das Vorhaben

» der Herstellung des zeitgemafen Ausstattungszustands einer durchschnittlichen Wohnung unter
Beriicksichtigung der bauordnungsrechtlichen Mindestanforderungen dient (gem. 8 172 Abs. 4
Satz 3 Nr. 1 BauGB),

= unter Berilicksichtigung des Allgemeinwohls die Erhaltung der baulichen Anlage wirtschaftlich
nicht mehr zumutbar ist (8 172 Abs. 4 Satz 2 BauGB),

= der Anpassung an die baulichen oder anlagentechnischen Mindestanforderungen des Gebau-
deenergiegesetzes oder der Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 2007 dient (gem. 8 172 Abs.
4 Satz 3 Nr. 1a BauGB). Dazu gehéren zum Beispiel der Tausch von alten Heizkesseln, die
Dammung von Heizungsrohren, die Dammung der obersten Geschossdecke sowie die DAmmung
der Kellerdecke.

= Im Rahmen der Einzelfallpriifung im Genehmigungsprozess sind energetische Sanierungen, die
Uber die Mindestanforderungen hinausgehen gestattet, wenn diese nicht die Erhaltung der Zu-
sammensetzung der Wohnbevoélkerung gemal 8 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB gefahrden (z. B.
Freiwilligkeit Sanierung ohne Umlage auf die Miete, Kosteneinsparungen oder Férdermaoglichkei-
ten, Anderung Mindeststandards).

Reine Instandsetzungs- oder InstandhaltungsmafRnahmen kénnen weiterhin genehmigungsfrei
durchgefihrt werden. Instandsetzungs- oder Instandhaltungsmafinahmen dienen der Behebung von
baulichen Mangeln, welche infolge von Abnutzung, Alterungs- und Witterungseinflissen entstanden
sind, zum Beispiel Erneuerung der Dacheindeckung, des Dachstuhls, der Fu3béden und Decken in
gleicher Qualitat.
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Entscheidend fiir die Beurteilung sind vor allem die Auswirkungen auf die Struktur des Wohnungsbe-
standes (zum Beispiel GréR3e der Wohnungen, Anzahl der RAume), die Ausstattung des vorhandenen
Wohnraums, die Mieth6he und die aus dem Vorhaben abgeleitete mdgliche Vorbildwirkung.

Abweichungen sind nach Einzelfallprifung und Einzelfallentscheidung maglich. W eitere Informationen
und Kontaktdaten kdnnen auf der stadtischen Internetseite eingesehen werden: https://www.stadt-
koeln.de/artikel/69318/index.html

Zudem kann im Geltungsbereich der Satzung das allgemeine Vorkaufsrecht (8 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
BauGB) ausgeiibt werden, wenn das Wohl der Allgemeinheit dies rechtfertigt.

Im Rahmen der Umsetzung der Sozialen Erhaltungssatzungen entstehen bei einzelnen Dienststellen
zusétzliche Bedarfe in Bezug auf personelle und sachliche Ressourcen. Diese werden zurzeit ermit-
telt und sind entsprechend den Ergebnissen bei den Dienststellen zu zusetzen.

Ausblick

In ca. funf Jahren ist zu prifen, ob die Anwendungsvoraussetzungen fir die Soziale Erhaltungssat-
zung, im Gebiet Milheim Siud-West noch vorliegen. Das Gutachterbiro ALP schlagt hierftr vor, ent-
sprechend der vorliegenden Untersuchung, das Aufwertungspotenzial, das Verdrangungspotenzial
und den Verdrangungsdruck zu tberprifen, sowie die Gebietshindung und Vernetzung (vgl. Anlage 2,
Seite 117 f). Dies wird im Rahmen einer Nachuntersuchung durch ein externes Gutachterbiro erfol-
gen.

Dariber hinaus ist vorgesehen, im Rahmen einer Mitteilung jahrlich Gber die Anwendung der Satzung
zu informieren. Dies entspricht ebenfalls dem Ratsbeschluss vom 17.11.2016 (Vorlagen-Nr.
AN/1902/2016).

Anlagen:

1. Satzung zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevolkerung gem. § 172 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 BauGB fur das Gebiet Milheim Sid-West

2. Endbpericht der vertieften sozialrdumlichen Untersuchung zur Uberpriifung der Anwendungsvo-
raussetzungen einer Sozialen Erhaltungssatzung gem. 8 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Baugesetzbuch
fur das Gebiet K6In Milheim Sud-West


https://www.stadt-koeln.de/artikel/69318/index.html
https://www.stadt-koeln.de/artikel/69318/index.html

	Name
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	FAuswirkungKlima
	Sachverhalt

